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SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

BV Bundesverfassung

RPG 2 Revision Raumplanungsgesetz - 2. Etappe

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

DFF Département fédéral des finances

Cst Constitution fédérale

LAT 2 Deuxieme étape de la révision de la loi sur I'aménagement du territoire
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Foderativer Aufbau
Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Es ist nichts Neues, dass sich die Nordostschweizer Kantone (ohne Zirich) in der
Bundespolitik oft benachteiligt vorkommen. Dies war zuletzt beispielsweise der Fall
beim NEAT-Entscheid (Eisenbahntunnels durch die Alpen) und beim Vollzug des
Krankenversicherungsgesetzes (Berechnungsformel fir die Bundesbeitrdge an die
Prémienverbilligung). Die St. Galler Regierung schlug deshalb ihrem Parlament vor,
eine standige Vertretung in Bern zu schaffen, um die Interessen des Kantons besser
zur Geltung zu bringen. Der Grosse Rat lehnte es aber ab, den daflr beantragten Kredit
von CHF 320'000 zu bewilligen. Die Regierung schlug danach vor, dass einer aus ihrem
Kreis von Amtes wegen im Standerat sitzen sollte. Dieser wilrde einem neu zu
schaffenden Departement fur kantonstiberschreitende Zusammenarbeit vorstehen. '

Als Folge der abgelehnten Kantonsfusion der beiden Basel gewann die Idee eines
Vollkantons oder zumindest einer je doppelten Standeratsvertretung flr Basel-Stadt
und Basel-Landschaft wieder an Fahrt. Bereits 1995 hatte Hans Rudolf Gysin - damals
noch Nationalrat fir Basel-Landschaft - eine entsprechende parlamentarische Initiative
eingereicht, die allerdings auch aufgrund des Widerstands der Regierung von Basel-
Stadt gescheitert war. Derselbe Gysin hatte 2014 eine kantonale Initiative eingereicht,
die den Baselbieter Regierungsrat auffordert, eine eidgendssische Volksinitiative zu
lancieren, mit der ein Vollkanton Basel-Landschaft umgesetzt werden soll. Das in der
BaZ als "Schnapsidee" bezeichnete Vorhaben stiess laut einer von derselben Zeitung
bei nationalen Parlamentarierinnen und Parlamentariern durchgefihrten Umfrage auf
wenig Wohlwollen. Zwar sei die Wirtschaftskraft der Nordwestschweiz so gross, dass
lediglich zwei Standerédte die Bedeutung derer nicht widerspiegelten; mit diesem
Argument mussten aber auch andere Kantone eine Auf- oder gar Abwertung bei der
Zahl der Standesvertreter erhalten, was der Idee des Foderalismus widerspreche.
Neben der parlamentarischen Unterstitzung auf Bundesebene musste aber auch der
Nachbarkanton einverstanden sein. Einige Ereignisse im Laufe des Jahres 2015 zeigten
jedoch auf, dass die beiden gewesenen Fusionspartner nicht (mehr) sehr gut
aufeinander zu sprechen sind. So brachten etwa die Sparbeschlisse der Baselbieter
Regierung zu Lasten der Universitat Basel und anderer gemeinsamer Institutionen den
Stadtkanton in Rage. Die Hoffnung, dass die Ablehnung der Fusionsinitiative die
Partnerschaft der beiden Nachbarn voranbringen soll, hatte sich bisher nicht bewéhrt -
im Gegenteil: Die Fronten zwischen den beiden Basel schienen sich eher noch zu
verhérten. Bereits Ende Mai hatte die Stadtregierung entsprechend signalisiert, dass sie
von der Idee eines Vollkantons Basel-Landschaft nicht viel halte. Die Baselbieter
Regierung, gezwungen durch die gultig eingereichte Initiative von Gysin, sondierte auch
bei den anderen Nachbarkantonen und erhielt von Solothurn, Aargau und Jura
durchgéngig abschlagige Antworten. Wann die Initiative der Bevolkerung vorgelegt wird,
war Ende 2015 noch nicht klar. ?

Interkantonale Zusammenarbeit

Die vier Staaten Deutschland, Frankreich, Luxemburg und Schweiz schlossen am 23.
Januar einen "Karlsruher Abkommen" genannten Staatsvertrag ab, welcher die
Zusammenarbeit zwischen kommunalen und regionalen Gebietskorperschaften in den
Grenzregionen erleichtern soll. Das Vertragsgebiet umfasst Luxemburg, die
franzdsischen Regionen Lothringen und Elsass, die deutschen Bundeslander Saarland,
Rheinland-Pfalz und Baden-Wurttemberg sowie die Kantone Aargau, Basel-Land, Basel-
Stadt, Jura und Solothurn. Als wichtigste Neuerung erhalten die Gemeinden dieser
Regionen die Kompetenz, ohne vorherige Bewilligung durch tUbergeordnete Instanzen
grenzlberschreitende  Zusammenarbeitsvertrage  abzuschliessen und  bereits
bestehenden Zweckverbanden beizutreten. *
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Wahlen
Wahlen in kantonale Parlamente

Le Conseil des Etats s'est penché sur le projet de la CIP-CE faisant suite aux initiatives
cantonales (14.316 et 14.307) visant I'autonomie cantonale en matiére de procédure
électorale. Le débat sur I'entrée en matiére a suscité de nombreuses discussions. Le
résultat de la procédure de consultation a été a maintes reprises mobilisé pour
soutenir la divergence de positions entre les cantons. La question de la garantie des
droits fondamentaux inscrits dans la Constitution aux articles 8 et 34 a également été
soulevée. Une comparaison avec la procédure électorale du Conseil national a
également été faite, pour dénoncer l'ingérence du Tribunal fédéral dans I'organisation
et les procédures électorales cantonales. L'entrée en matiére a été finalement décidée
par 26 voix contre 14.

Le débat s'est poursuivi lors de la discussion par article. L'alinéa 1bis ajouté a l'article
39 Cst sur proposition de la majorité de la commission est approuvé par 24 voix contre
16. Au vote d'ensemble, le projet de la CIP-CE est alors adopté par 26 voix contre 15. Les
représentantes et représentants des cantons de Vaud, de Neuchatel, du Jura, de Bale-
Ville et de Bale-Campagne ont voté selon la position de leur canton lors de la procédure
de consultation, & savoir contre une modification constitutionnelle ou en faveur de la
proposition de la minorité. Robert Cramer (verts, GE) et Paul Rechsteiner (ps, SG) ont
statué, comme leur canton, en faveur de la proposition de la minorité. Daniel Jositsch
(ps, ZH) a défendu la position du canton de Zurich en faveur de la proposition de la
minorité, a contrario de Ruedi Noser (plr, ZH). Finalement, Pascale Bruderer Wyss (ps,
AG), Hans Stockli (ps, BE) et Roberto Zanetti (ps, SO) n'ont pas représenté I'avis de leur
canton, en votant contre le projet de la commission. Sous I'angle partisan, sept des huit
parlementaires contre le projet, sont socialistes. Ces derniers ont supporté l'avis de
leur parti. C'est au tour du Conseil national de se prononcer sur le projet. *

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Borsen

Die 1988 vom EFD zum Studium des Borsenwesens eingesetzte Arbeitsgruppe legte im
Februar ihren Schlussbericht vor. Sie empfahl darin die Schaffung von zwei
Bundesgesetzen iiber den Effektenhandel bzw. Uber Finanzmarktdienstleistungen.
Bundesrat Stich beauftragte im Sommer eine Expertenkommission mit der
Ausarbeitung eines Entwurfs flr ein Bérsengesetz, welches diese im Dezember vorlegen
konnte. Der Entwurf ist als Rahmengesetz konzipiert, das der Selbstregulierung grossen
Stellenwert einrdumt und die Rolle des Staates auf die Oberaufsicht beschrankt. Die
Kontrolle Uber das korrekte Verhalten der Effektenhéndler soll analog zum
Bankengesetz eine Kommission austben. Die Regierungen der Kantone Baselstadt und
Zirich  meldeten allerdings fdderalistisch begrindete Opposition gegen eine
bundesstaatliche Regelung dieses bisher den Kantonen liberlassenen Bereichs an. °

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Die Teilnehmer der Vernehmlassung zur 2. Etappe der RPG-Revision (RPG 2) liessen im
Mai 2015 kaum ein gutes Haar am vorgelegten Entwurf. Am eindrtcklichsten zeigte sich
dies an den eingegangenen Stellungnahmen der Kantone: Alle Kantone mit Ausnahme
des Kantons Basel-Stadt lehnten das Revisionsvorhaben in dieser Form ganzlich ab.
Zum einen bemangelten die Stande den strengen Marschplan, da die Umsetzung der
ersten Teilrevision (RPG 1) aufwédndig und noch immer in vollem Gange sei. Auch
inhaltlich stiess das Revisionsvorhaben auf starke Gegenwehr: Dieses sei unausgereift;
weder bestehe ein Ubergeordnetes Konzept noch die Notwendigkeit, alle
thematisierten Anliegen durch neue, bundesrechtliche Vorgaben zu regeln. Der Bund
missachte mit dieser Revision die féderale Kompetenzordnung in der Raumplanung. Als
Ganzes abgelehnt wurde die Vorlage ferner etwa von der FDP, der SVP, economiesuisse,
dem Schweizerischen Gewerbeverband (SGV), dem Hauseigentiimerverband (HEV) und
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dem Schweizer Bauernverband (SBV). Von den Parteien erfuhr der Entwurf von den
Grunen, der SP, der GLP, der CVP und der EVP Unterstitzung. Es bedurfe jedoch noch
Anpassungen in den Bereichen Kulturlandschutz und Schutz der Fruchtfolgeflachen
sowie beim Bauen ausserhalb der Bauzonen, kritisierten auch sie.

Als Konsequenz der Vernehmlassung beschloss der Bundesrat, die Vorlage bis Ende
Jahr zu sistieren und im Anschluss eine revidierte Version gemeinsam mit Kantonen
und Gemeinden auszuarbeiten. Die neue Revisionsvorlage soll sich auf die Bereiche des
Bauens ausserhalb der Bauzonen sowie auf die Raumplanung im Untergrund und in
funktionalen Rdumen beschrénken. Der Schutz der Fruchtfolgeflachen (FFF), also des
sogenannten ackerféhigen Kulturlandes, der von vielen Stellungnehmenden als prioritar
eingestuft wurde, wird aus der Revision ausgeklammert und separat behandelt. In
einem ersten Schritt soll dieses Anliegen mittels Uberarbeitung des Sachplans
Fruchtfolgeflichen angegangen werden. Ob und inwiefern weitere Anderungen auf
Gesetzes- oder Verordnungsstufe notwendig sind, wird erst in einer spateren Phase
eruiert. Ein Blick auf die Vernehmlassungsantworten liess jedoch bereits vermuten,
dass sich eine Konsensfindung in diesem Bereich nicht ganz einfach gestalten kénnte.
Zwar begrussten die Links-Mitte-Parteien und eine Mehrzahl der stellungnehmenden
Umweltorganisationen die in der Vernehmlassungsvorlage vorgeschlagene Strategie
bezuglich Schutz des Kulturlandes und der Fruchtfolgeflachen, die Kantone dusserten
sich hingegen um einiges zurlckhaltender: Eine Mehrheit der Stande vertrat - ebenso
wie etwa die FDP und gewichtige Wirtschaftsverbande - die Ansicht, dass bestehende
Regelungen bereits ausreichend seien. Nicht erfreut Uber die Ausklammerung des
Kulturlandschutzes aus der RPG 2 zeigten sich die Jungen Grlnen, Urheber der
Zersiedelungsinitiative, in welcher der Kulturlandschutz hochgehalten wird. Einem
Sachplan fehle die Verbindlichkeit eines Gesetzes, was auf kantonaler und lokaler Ebene
nicht zu den beabsichtigten Auswirkungen fuhre. Ferner irritiere, dass auf einen
verbindlichen Zeitplan zur Umsetzung des Vorhabens verzichtet wurde. ¢

1) SGT, 30.10.96; 19.11.96; 26.11.97; NZZ, 30.10.97; TA, 2.12.97. 26.11.97;

2)Baz, 6.2.,7.2.15; NZZ, 5.5.15; SO, 12.7.15; NZZ, 24.7.15; BLZ, 31.7.15; NZZ, 3.10.15; BaZ, 15.10.15; BLZ, 30.10.15

3) Presse vom 24.1.96; NZZ,19.8.96.5

4) BO CE, 2018,p.226s

5)NZZ,3.2.,19.4., 6.7. und 7.8.90; SHZ, 8.2.90; SNB, Geschéftsbericht, 83-1990, S. 47 f.

6) Ergebnisbericht Vernehmlassung: Medienmitteilung BR, UVEK, ARE vom 4.12.15; LT, 2.5.15; NZZ, 5.5.15; TA, 6.5.15; SN,
13.5.15; NZZ, 15.5.15; BaZ, 21.5.15; NZZ, 1.6.15; NZZ, TA, TG, 5.12.15
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